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A. Amtliche Bekanntmachungen des 

Salzlandkreises 
 
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) 
hier: Allgemeinverfügung zur Eindäm-
mung des SARS-CoV-2 Erregers 
 
Erlass des Ministeriums für Arbeit, Sozia-
les und Integration vom 15.03.2020 (Wei-
sung) zur Schließung von Gemein-
schaftseinrichtungen nach § 33 Nr. 1, 2, 3 
und 5 IfSG ab 16.03.2020 zur Verhinde-
rung der weiteren Ausbreitung von 
SARS-CoV-2 
 
Der Salzlandkreis erlässt nach § 28 Abs. 1 
Satz 2, § 16 IfSG in Verbindung mit (i. V. m.) 
§ 4 Abs. 1, § 19 Abs. 1, 2 Satz 3 des Geset-
zes über den öffentlichen Gesundheitsdienst 
und die Berufsausübung im Gesundheitswe-
sen im Land Sachsen-Anhalt (GDG LSA) die 
nachfolgende 
 
 

Allgemeinverfügung 
 
1. Mit Wirkung vom Montag, 16.03.2020, 

sind alle im Gebiet des Salzlandkreises 
gelegenen Gemeinschaftseinrichtungen 
gemäß § 33 Nr. 1, 2, 3 und 5 IfSG zu-
nächst bis zum Ablauf des 13.04.2020 
zu schließen. Gemeinschaftseinrichtun-
gen im Sinne dieser Verfügung sind 
sämtliche Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen, Kinderhorte, 
öffentliche Schulen und Schulen in freier 
Trägerschaft sowie Ferienlager. Der An-
spruch der Personensorgeberechtigten 
auf die Inanspruchnahme von Betreu-
ungsangeboten von Kindertageseinrich-
tungen oder heilpädagogischen Tages-
stätten wird insoweit eingeschränkt. 

 
2. Die Gemeinschaftseinrichtungen haben 

nach folgenden Maßgaben von der vor-
genannten Schließungsverfügung Aus-
nahmen vorzusehen: 

 
a) Zur Sicherstellung einer Übergangs-

zeit, die es den betroffenen Perso-
nensorgeberechtigten ermöglicht, sich 
auf die Folgen der Schließungen der 
Gemeinschaftseinrichtungen gemäß   
§ 33 Nr. 1 bis 3 IfSG einzustellen, sind 
für den Zeitraum vom 16.03.2020 bis  

 
zum Ablauf des 17.03.2020 Nutzun-
gen zu Betreuungszwecken zulässig. 
Ein Besuch dieser Gemeinschaftsein-
richtungen an den beiden genannten 
Tagen ist damit sicherzustellen, wenn 
die Personensorgeberechtigten dies 
so entscheiden. Außerdem sind 
Dienstberatungen der an den jeweili-
gen Gemeinschaftseinrichtungen    
Beschäftigten zulässig. 

 
b) Für den Zeitraum vom 18.03.2020 

bis zum Ablauf des 13.04.2020 sind 
Gemeinschaftseinrichtungen nach    
§ 33 Nr. 1 und 2 IfSG und für den 
Zeitraum vom 18.03.2020 bis zum 
Ablauf des 03.04.2020 (letzter Schul-
tag vor den Osterferien) sind Ge-
meinschaftseinrichtungen nach § 33 
Nr. 3 IfSG von der Schließungsver-
fügung nach Nr. 1 ausgenommen 
und die Gemeinschaftseinrichtungen 
haben eine Betreuung zu den übli-
chen Betreuungs- bzw. Schulöff-
nungszeiten sicherzustellen für: 

 
aa) Betreuungsbedürftige Kinder, 
die das zwölfte Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben oder behindert 
und auf Hilfe angewiesen sind, 
wenn beide Erziehungsberechtigten 
des Kindes, im Fall einer oder eines 
allein Erziehungsberechtigten die 
oder der allein Erziehungsberechtig-
te, zur Gruppe der unentbehrlichen 
Schlüsselpersonen gehören. Diese 
Betreuung soll erfolgen, sofern eine 
private Betreuung insbesondere 
durch Familienangehörige oder die 
Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten 
und Arbeitsgestaltung (z. B. Home-
office) nicht gewährleistet werden 
kann, sowie 

 
bb) die zur Wahrnehmung der vor-
genannten Betreuungsaufgaben    
erforderlichen Beschäftigten der je-
weiligen Gemeinschaftseinrichtun-
gen und sonstige Beschäftigte zur 
Wahrnehmung dringend erforderli-
cher Dienstgeschäfte. 

 
Schlüsselpersonen im Sinne von 
Buchstaben aa) sind Angehörige von 
Berufsgruppen, deren Tätigkeit der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen  
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Sicherheit und Ordnung sowie der 
medizinischen, pflegerischen und 
pharmazeutischen Versorgung der 
Bevölkerung und der Aufrechterhal-
tung zentraler Funktionen der       
Daseinsvorsorge und des öffentli-
chen Lebens dient. Dazu zählen ins-
besondere: 

 
Alle Einrichtungen der Gesundheits-, 
Arzneimittelversorgung und der Pfle-
ge sowie der Behindertenhilfe, Kin-
der- und Jugendhilfe, des Justiz- und 
Maßregelvollzuges, der Landesver-
teidigung, der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung einschließlich Behör-
den des Arbeits-, Gesundheits- und 
Verbraucherschutzes sowie Einrich-
tungen der nichtpolizeilichen Gefah-
renabwehr (Feuerwehr, Rettungs-
dienst und Katastrophenschutz), der 
Sicherstellung der öffentlichen Infra-
strukturen (Medien, Presse und Te-
lekommunikationsdienste, Energie, 
Wasser, Chemie, ÖPNV, Entsor-
gung), der Versorgung mit Lebens-
mitteln und Hygieneartikeln und der 
Handlungsfähigkeit zentraler Stellen 
von Staat, Justiz und Verwaltung 
dienen. 

 
Die Notwendigkeit einer außeror-
dentlichen Betreuung von Kindern 
der unentbehrlichen Schlüsselperso-
nen ist der betreffenden Gemein-
schaftseinrichtung gegenüber durch 
schriftliche Bestätigung des jeweili-
gen Arbeitgebers bzw. Dienstvorge-
setzten bzw. bei Selbständigen durch 
schriftliche Eigenauskunft nachzu-
weisen. 

 
c) Die Schließungsverfügung nach 

Nr. 1 gilt nicht für alle Schülerin-
nen und Schüler mit speziellem 
sonderpädagogischem Förder-
bedarf, die aus familiären Grün-
den auf eine Betreuung ange-
wiesen sind. 

 
d) Die Schließungsverfügung nach 

Nr. 1 gilt ferner nicht für die      
Bildungsgänge nach dem      
Pflegeberufegesetz, dem Alten-
pflegegesetz und dem Kranken-
pflegegesetz. 

 
3. Ausnahmen nach Nr. 2 kommen 

nicht in Betracht für den Fall, dass 
eine Gemeinschaftseinrichtung      
geschlossen wurde oder geschlos-
sen werden muss, weil Beschäftigte 
oder betreute Kinder positiv auf den 
Erreger "Corona SARS-CoV-2" ge-
testet wurden. 

 
4. Die Anordnung nach Nr. 1, 2 sowie 3 

ist gemäß § 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 
Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 

 
5. Diese Allgemeinverfügung gilt als am 

Tag nach der Bekanntmachung als 
bekanntgegeben. 
 

 
Begründung: 
 
I. 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat 
sich innerhalb kurzer Zeit weltweit verbreitet 
und am 11.03.2020 zur Ausrufung der     
Pandemie durch die WHO geführt. Auch in 
Deutschland und Sachsen-Anhalt gibt es 
mittlerweile zahlreiche Infektionen. Der Salz-
landkreis hat zwischenzeitlich ebenfalls acht 
Infektionsfälle festgestellt. 
 
Vor dem Hintergrund der drastisch steigen-
den Infektionszahlen (bundesweit), aber 
auch der Zunahme der Infektionsfälle im 
Salzlandkreis in den vergangen Tagen und 
der weiterhin dynamischen Entwicklung der 
SARS-CoV-2-lnfektionen ist es erforderlich, 
weitere kontaktreduzierende Maßnahmen 
zur Beeinflussung - insbesondere Verzöge-
rung – der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen 
und die Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungs-
weg von SARS-CoV-2 durch Tröpfchen-
Infektion, z. B. durch Husten, Niesen teils 
auch mild erkrankter oder auch asymptoma-
tisch infizierter Personen, kann es leicht zu 
fortgesetzter Mensch zu Mensch Übertra-
gung kommen. 
 
Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden 
Maßnahmen gehört daher auch eine Be-
schränkung der Ausbreitung in besonders 
relevanten Gemeinschaftseinrichtungen wie 
Kindertagesstätten, Kindertagespflege-     
stellen, Schulen und Kinderferienlagern, wo 
Kinder und Betreuungspersonen auf engem  
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Raum in Kontakt miteinander treten. Das 
Mittel der Einrichtungsschließung wird aus 
Gründen der Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Ordnung und Sicherheit und Gewähr-
leistung der Arbeitsfähigkeit kritischer Infra-
strukturen durch Ausnahmen zur Notbetreu-
ung flankiert. 
 
 
II. 
Der Salzlandkreis ist als kommunaler Träger 
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes      
gemäß § 4 Abs. 1, § 19 Abs. 2 Satz 3 GDG 
LSA für Maßnahmen zur Verhütung und Be-
kämpfung auf Menschen übertragbarer 
Krankheiten zuständig. 
 
Nach § 1 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensge-
setz des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG 
LSA) i. V. m. § 35 Satz 2 Verwaltungsverfah-
rensgesetz des Bundes (VwVfG) sowie § 16 
Abs. 1 Satz 1, § 28 Abs. 1 IfSG kann der 
Salzlandkreis als zuständige Behörde Maß-
nahmen an einen nach allgemeinen Merk-
malen bestimmbaren Merkmalen im Wege 
der Allgemeinverfügung richten. 
 
Rechtsgrundlage für die unter Ziffer 1 bis 3 
getroffenen Maßnahmen sind die §§ 16 Abs. 
1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2, § 33 Nr. 1 
bis 3, 5 IfSG. 
 
 
zu 1. 
Zweck des Infektionsschutzgesetzes ist es, 
übertragbaren Krankheiten beim Menschen 
vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu        
erkennen und ihre Weiterverbreitung zu ver-
hindern. In Kindertageseinrichtungen,        
Einrichtungen der Tagespflege, Schulen und 
Ferienlagern kommt es zu zahlreichen     
Kontakten zwischen den Kindern und dem 
Betreuungspersonal bzw. zwischen Schüle-
rinnen und Schülern sowie dem Lehr- und 
Aufsichtspersonal. Nach bisherigen Erkennt-
nissen erkranken Kinder und Jugendliche 
zwar nicht schwerer an COVID-19, sie kön-
nen jedoch ebenso wie Erwachsene - ohne 
Symptome zu zeigen - Überträger des 
SARS-CoV-2 sein. Kinder und Jugendliche 
sind zugleich besonders schutzbedürftig. 
 
 
 
 
 

 
Dabei ist die Übertragungsgefahr bei Kin-
dern besonders hoch, da kindliches Verhal-
ten regelmäßig einen spontanen engen    
körperlichen Kontakt der Kinder untereinan-
der mit sich bringt. Das Einhalten disziplinier-
ter Hygieneketten ist zudem abhängig vom 
Alter und der Möglichkeit zur Übernahme 
von (Eigen-)Verantwortung und bedarf      
daher bei Kindern noch einer entwicklungs-
angemessenen Unterstützung durch        
Erwachsene. 
 
Diese Unterstützung kann in Kindertagesein-
richtungen, der Kindertagespflege, Schulen 
und Ferienlagern mit einer Vielzahl an        
betreuten Kindern seitens der Betreuungs-, 
Lehr- und Aufsichtspersonen nicht immer 
ununterbrochen sichergestellt werden. Damit 
steigt die Gefahr, dass sich Infektionen      
innerhalb der Gemeinschaftseinrichtungen 
verbreiten und diese nach Hause in die    
Familien getragen werden. 
 
Aus diesen Gründen ist nach Abwägung     
aller Umstände eine allgemeingültige Anord-
nung der hier verfügten Schließung erforder-
lich und geboten, um die Verbreitung der    
Infektion durch Kinder und Jugendliche zu 
verhindern. Mildere, gleich wirksame Mittel 
zur Erreichung dieses Zwecks sind nicht    
ersichtlich. Die Allgemeinverfügung ist an-
gemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu 
dem in der Allgemeinverfügung angestrebten 
Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie       
Leben, Leib und Gesundheit der Bevölke-
rung steht. 
 
 
zu 2. 
a) und b) 
In den Gemeinschaftseinrichtungen nach     
§ 33 Nr. 1 bis 3 IfSG werden zahlreiche Kin-
der und Jugendliche betreut, die der Aufsicht 
und Überwachung bedürfen. Bei einer     
Anordnung der Schließung von entspre-
chenden Einrichtungen gemäß § 28 Abs. 1 
Satz 1 und 2 IfSG sind auch die Auswirkun-
gen      einer Einrichtungsschließung auf an-
dere    Bereiche des öffentlichen Lebens zu 
beachten. Die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung -insbesondere die Aufrechterhal-
tung der    Arbeitsfähigkeit des Gesund-
heitswesens und der Pflege, der Verteidi-
gungs-, Ordnungs- und Sicherheitsbehörden 
und anderer kritischer Infrastrukturen       
(z.B. Lebensmittel-, Wasser- und Energie- 
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versorgung, Telekommunikation, Transport-
wesen, sowie Entsorgung)- muss unter      
Berücksichtigung der Erforderlichkeit der 
Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen 
aufrechterhalten werden. 
 
Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die    
geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der in die-
sen Bereichen beschäftigten Eltern nicht 
aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer      
Kinder zu beeinträchtigen. Zu den üblichen     
Betreuungs- bzw. Schulöffnungszeiten ist 
daher eine Beaufsichtigung und Betreuung 
in der jeweiligen Einrichtung für die Kinder 
von unentbehrlichen Schlüsselpersonen    
sicherzustellen. Die Betreuung soll dabei 
weiterhin in den bisherigen Gruppen bzw. 
Einrichtungen erfolgen, da eine Schaffung 
zentraler       Notfallbetreuungsangebote die 
Infektionsgefahr weiter erhöhen würde. 
In Anlehnung an § 45 Abs. 1 Fünftes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB V) wird die Aus-
nahmevorschrift auf Kinder beschränkt, die 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben oder behindert und auf Hilfe angewie-
sen sind. Ein schriftlicher Nachweis der    
Unentbehrlichkeit gegenüber der Leitung der 
Gemeinschaftseinrichtungen ist erforderlich, 
um die Zahl der zu betreuenden Kinder so 
gering wie möglich zu halten, damit einer 
weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2    
entgegengewirkt werden kann. Anderenfalls 
wäre die Maßnahme der Schließung von     
Kindertagesstätten, Tagespflegeeinrichtun-
gen und Schulen nicht effektiv, wenn sich die 
Kinder und Jugendlichen in unveränderter 
oder kaum verminderter Zahl dort zu den   
Betreuungszeiten aufhalten würden. 
 
Die Schließung von Kindertagesstätten, Ta-
gespflegeeinrichtungen und Schulen stellt 
einen schwerwiegenden Eingriff in die       
bestehenden Rechte auf Kinderbetreuung 
und die Schulpflicht dar. Ein solcher Eingriff 
ist nur zu rechtfertigen, wenn die notwendi-
gen Ausnahmen eng ausgelegt und strikt 
kontrolliert werden. Um den unentbehrlichen 
Schlüsselpersonen die Ausstellung der 
Nachweise zu ermöglichen, ist eine Über-
gangsregelung von 2 Tagen notwendig. 
 
Für Ferienlager, die im hier betroffenen Zeit-
raum in den Osterferien stattfinden könnten, 
sind Ausnahmen nicht angezeigt, da für die 
betroffenen Kinder in den Ferien am Heima-
tort eine Hortbetreuung als Ausnahme        

 
sichergestellt werden könnte. Zugleich     
kommen in Ferienlagern regelmäßig Kinder 
und Jugendliche aus verschiedenen Landes-
teilen und Bundesländern zusammen, so 
dass die Gefahr einer Infektionsausbreitung 
dadurch besonders hoch ist. 
 
c) 
Eine Ausnahme für Schülerinnen und Schü-
ler mit speziellem sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die aus familiären Gründen 
auf eine Betreuung angewiesen sind, ist in 
Abwägung der bestehenden besonderen 
Angebote und Betreuungsbedarfe notwen-
dig. 
 
d) 
Die Ausbildungsgänge in der Pflege sind 
auszunehmen, da an einem möglichst        
raschen Schulabschluss dieser Schülerinnen 
und Schüler ein hohes öffentliches Interesse 
besteht und diese Schülerinnen und Schüler 
in ihren Ausbildungsbetrieben eine besonde-
re gesundheitliche Fürsorge genießen. 
 
 
zu 3. 
Die vollständige und ausnahmslose Schlie-
ßung von Gemeinschaftseinrichtungen im 
Sinne des § 33 Nr. 1 bis 3 IfSG ist für den 
Fall, dass in einer Gemeinschaftseinrichtung 
Beschäftigte oder betreute Kinder positiv auf 
den Erreger "SARS-CoV-2" getestet wurden, 
erforderlich, um weitere Personen vor einer 
Ansteckung mit SARS-CoV-2 zu schützen. 
 
Nach der aktuellen Erkenntnislage muss   
davon ausgegangen werden, dass bei       
Vorliegen eines entsprechenden positiv     
getesteten Falles durch die Leitung der       
Gemeinschaftseinrichtung in der Regel keine 
Schutzmaßnahmen mehr getroffen werden 
können, die gleich effektiv aber weniger    
eingriffsintensiv sind, als die Einrichtung 
zeitweise zu schließen. 
 
Daher sind für die wenigen betroffenen Ein-
richtungen auch keine Ausnahmen zur    
Notbetreuung für die Kinder von Schlüssel-
personal möglich. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann      
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch beim Salzlandkreis, Karlsplatz 
37, 06406 Bernburg (Saale), erhoben wer-
den. 
 
 
Hinweis 
Diese Allgemeinverfügung ist gemäß § 28 
Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort       
vollziehbar. Widerspruch und Klage haben 
keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
gez. Markus Bauer 
Landrat 
 


